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Synoptische Tabelle mit den geplanten Änderungen im Vergleich zum geltenden Recht 

Geltendes Recht Geplante Änderungen 

Art. 3 Abs. 3 Bst. a, c  
 
3 Vorbehältlich der Artikel 82 Absatz 4 und Artikel 83a 
des AsylG richten sich die Festsetzung und die Ausrich-
tung der Nothilfeleistungen für folgende Personen nach 
kantonalem Recht:  

a. Personen mit einem rechtskräftigen Nichteintre-
tensentscheid oder einem rechtskräftig abgewiese-
nen Asylgesuch, denen eine Ausreisefrist ange-
setzt worden ist; 

c. Personen, deren vorläufige Aufnahme rechtskräf-
tig aufgehoben wurde. 

 

Art. 3 Abs. 3 Bst. a und c  
 
3 Vorbehältlich der Artikel 82 Absatz 4 und Artikel 83a des 
AsylG richten sich die Festsetzung und die Ausrichtung der 
Nothilfeleistungen für folgende Personen nach kantonalem 
Recht: 

a.  Personen, denen eine Ausreisefrist angesetzt worden 
ist und:  
1. auf deren Asylgesuch oder Gesuch um vorüberge-

henden Schutz rechtskräftig nicht eingetreten 
wurde, oder 

2.  deren Asylgesuch oder Gesuch um vorübergehen-
den Schutz rechtskräftig abgewiesen wurde,  

c.  Personen, denen eine Ausreisefrist angesetzt worden 
ist und:  
1.  deren vorläufige Aufnahme rechtskräftig aufge-

hoben wurde, oder  
2. deren vorübergehender Schutz rechtskräftig wi-

derrufen wurde,  

Art. 20, Bst. a, b und e  
Der Bund vergütet den Kantonen Globalpauschalen für 
Personen während der Dauer des Asylverfahrens, der vor-
läufigen Aufnahme und der vorübergehenden Schutzge-
währung. Ausgenommen davon sind Personen während 
der Dauer eines Verfahrens nach Artikel 111c AsylG. Er 
vergütet diese Pauschalen ab Beginn des Monats, welcher 
der Zuweisung an einen Kanton, dem Entscheid über die 
vorläufige Aufnahme oder der Gewährung des vorüberge-
henden Schutzes folgt, bis und mit dem Ende des Monats, 
in dem: 

a. der Nichteintretens- oder der negative Asyl- und 
Wegweisungsentscheid rechtskräftig wird; 

b. das Asylgesuch abgeschrieben wird; 
e. der vorübergehende Schutz erlischt oder rechts-

kräftig aufgehoben wird, längstens aber bis zum 
Zeitpunkt, in dem eine Aufenthaltsbewilligung 
nach Artikel 74 Absatz 2 des AsylG zu erteilen ist; 

 

Art. 20 Abs. 1, Bst. a, b und e sowie Abs. 2 
1 Der Bund vergütet den Kantonen Globalpauschalen für Per-
sonen während des Asylverfahrens, während des Verfahrens 
zur Gewährung vorübergehenden Schutzes, während der vor-
läufigen Aufnahme und während der vorübergehenden 
Schutzgewährung. Ausgenommen davon sind Personen wäh-
rend der Dauer eines Verfahrens nach Artikel 111c AsylG. Er 
vergütet diese Pauschalen ab Beginn des Monats, welcher der 
Zuweisung an einen Kanton folgt, bis und mit dem Ende des 
Monats, in dem: 

a. der Wegweisungsentscheid und einer der nachfolgen-
den Entscheide rechtskräftig werden: 
1.  der Nichteintretensentscheid, 
2.  der negative Asylentscheid,  
3.  der negative Schutzgewährungsentscheid, 

b. das Asylgesuch oder das Gesuch um vorübergehenden 
Schutz abgeschrieben wird; 

e. der vorübergehende Schutz erlischt oder rechtskräftig 
widerrufen oder aufgehoben wird, längstens aber bis 
zum Zeitpunkt, in dem eine Aufenthaltsbewilligung 
nach Artikel 74 Absatz 2 des AsylG zu erteilen ist; 

2 Wird eine Person, der vorübergehender Schutz gewährt wor-
den ist, zu einem späteren Zeitpunkt vorläufig aufgenommen, 
so wird die Dauer der Schutzgewährung vollumfänglich an die 
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nach Absatz 1 Buchstabe d längstens zu gewährende Abgel-
tungszeit angerechnet. 

Art. 24  
 

Art. 24 Abs. 4 - 6 
4 Wird eine rechtskräftig vorläufig aufgenommene Person zu 
einem späteren Zeitpunkt als Flüchtling oder Staatenloser an-
erkannt, so wird die Dauer ihres bisherigen Aufenthaltes ab 
dem Zeitpunkt derjenigen Einreise in die Schweiz, nach wel-
cher die vorläufige Aufnahme erstmals angeordnet worden ist, 
vollumfänglich an die nach Absatz 1 Buchstaben a – d bis 
längstens zu gewährende Abgeltungszeit angerechnet. 
5 Wird eine Person, der vorübergehender Schutz gewährt wor-
den ist, zu einem späteren Zeitpunkt als Flüchtling oder Staa-
tenloser anerkannt, so wird die Dauer der Schutzgewährung 
vollumfänglich an die nach Absatz 1 Buchstaben a – d bis 
längstens zu gewährende Abgeltungszeit angerechnet. 
6 Wird ein anerkannter Flüchtling zu einem späteren Zeitpunkt 
als Staatenloser anerkannt oder wird ein anerkannter Staaten-
loser zu einem späteren Zeitpunkt als Flüchtling anerkannt, so 
wird die Dauer des bisherigen Aufenthaltes ab Einreichung 
des Asylgesuches oder ab Anerkennung der Staatenlosigkeit 
vollumfänglich an die nach Absatz 1 Buchstaben a – d bis 
längstens zu gewährende Abgeltungszeit angerechnet. 
 

Art. 28  
1 Der Bund richtet den Kantonen eine einmalige Pauschale 
aus für jede Person: 

a. die ein Dublin–Verfahren durchlaufen hat; 
b. die ein beschleunigtes Verfahren durchlaufen hat; 
c. die ein erweitertes Verfahren durchlaufen hat; 

oder 
d. deren vorläufige Aufnahme aufgehoben worden 

ist. 
2 Die Pauschale nach Absatz 1 wird für die betreffende 
Person entrichtet, wenn: 

a. auf deren Asylgesuch nach Artikel 31a Absätze 1 
und 3 des AsylG nicht eingetreten wurde, wenn 
der entsprechende Nichteintretens- und Wegwei-
sungsentscheid rechtskräftig geworden ist und ihr 
eine Ausreisefrist angesetzt worden ist; 

b. deren Asylgesuch abgewiesen wurde, wenn der 
entsprechende Asyl- und Wegweisungsentscheid 
rechtskräftig geworden ist und ihr eine Ausreise-
frist angesetzt worden ist; oder 

c. deren vorläufige Aufnahme rechtskräftig aufgeho-
ben wurde und ihr eine Ausreisefrist angesetzt 
worden ist. 

 

Art. 28  
1 Der Bund richtet den Kantonen eine einmalige Pauschale aus 
für jede Person: 

a. die ein Dublin–Verfahren durchlaufen hat; 
b. die ein beschleunigtes Verfahren oder ein Verfahren 

zur Gewährung vorübergehenden Schutzes durchlau-
fen hat; 

c. die ein erweitertes Verfahren durchlaufen hat; oder 
d. deren vorläufige Aufnahme aufgehoben oder deren 

vorübergehender Schutz widerrufen worden ist.  
2 Die Pauschale nach Absatz 1 wird für die betreffende Person 
entrichtet, wenn: 

a. auf ihr Asylgesuch oder ihr Gesuch um vorübergehen-
den Schutz nicht eingetreten wurde, der entsprechende 
Nichteintretens- und Wegweisungsentscheid rechts-
kräftig geworden und ihr eine Ausreisefrist angesetzt 
worden ist; 

b. ihr Asylgesuch oder ihr Gesuch um vorübergehenden 
Schutz abgewiesen wurde, der entsprechende Asyl- 
oder Schutzgewährungs- und Wegweisungsentscheid 
rechtskräftig geworden und ihr eine Ausreisefrist an-
gesetzt worden ist; oder 

c. ihr eine Ausreisefrist angesetzt worden ist und: 
1. ihre vorläufige Aufnahme rechtskräftig aufgeho-

ben wurde, oder  
2. ihr vorübergehender Schutz rechtskräftig wider-

rufen wurde. 
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Art. 29 Abs. 2 und 3 
2 Die Nothilfepauschale für Personen nach Abschluss ei-
nes beschleunigten Verfahrens beträgt 2013 Franken (In-
dexstand: 31. Oktober 2018). Sie basiert auf einer Bezugs-
quote von 33 Prozent, einer Bezugsdauer von 122 Tagen 
und Kosten pro Tag in der Höhe von 50 Franken. 
3 Die Nothilfepauschale für Personen nach Abschluss ei-
nes erweiterten Verfahrens und für Personen, deren vor-
läufige Aufnahme aufgehoben wurde, beträgt 6006 Fran-
ken (Indexstand: 31. Oktober 2018). Sie basiert auf einer 
Bezugsquote von 66 Prozent, einer Bezugsdauer von 182 
Tagen und Kosten pro Tag in der Höhe von 50 Franken. 
 

Art. 29 Abs. 2 und 3  
2 Die Nothilfepauschale für Personen nach Abschluss eines 
beschleunigten Verfahrens oder eines Verfahrens zur Gewäh-
rung vorübergehenden Schutzes beträgt 2013 Franken (Index-
stand: 31. Oktober 2018). Sie basiert auf einer Bezugsquote 
von 33 Prozent, einer Bezugsdauer von 122 Tagen und Kosten 
pro Tag in der Höhe von 50 Franken. 
3 Die Nothilfepauschale für Personen nach Abschluss eines er-
weiterten Verfahrens und für Personen, deren vorläufige Auf-
nahme aufgehoben oder deren vorübergehender Schutz wider-
rufen wurde, beträgt 6006 Franken (Indexstand: 31. Oktober 
2018). Sie basiert auf einer Bezugsquote von 66 Prozent, einer 
Bezugsdauer von 182 Tagen und Kosten pro Tag in der Höhe 
von 50 Franken. 

 
Übergangsbestimmung zur Änderung vom 
Bei rechtskräftig vorläufig aufgenommenen Personen, die vor 
Inkrafttreten dieser Verordnungsänderung als Flüchtling oder 
Staatenloser anerkannt worden sind, wird die Dauer ihres bis-
herigen Aufenthaltes ab dem Zeitpunkt derjenigen Einreise, 
nach welcher die vorläufige Aufnahme erstmals angeordnet 
worden ist, vollumfänglich an die nach Inkrafttreten dieser 
Verordnungsänderung gemäss Art. 24 Abs. 1 Bst. a – d bis 
längstens noch zu gewährende Abgeltungszeit angerechnet. 
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